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Essen, 18.05.2026 

 

 

Bundesministerium für Gesundheit 

 

 

Referentenentwurf des Bundesministeriums für Gesundheit 

Entwurf eines Gesetzes für Daten und digitale Innovation im Gesundheitswesen 

 

Stellungnahme der Deutschen Gesellschaft für Gesundheitsökonomie e.V.  

Die Deutsche Gesellschaft für Gesundheitsökonomie e.V. (dggö) ist eine 
wissenschaftliche Fachgesellschaft. In ihr sind mehr als 700 Gesundheitsökonominnen 
und Gesundheitsökonomen organisiert. Zum Referentenentwurf nimmt die 
Fachgesellschaft aus gesundheitsökonomischer Perspektive Stellung. 

Die dggö begrüßt die Anstrengungen des Bundesministeriums für Gesundheit zur 
Verbesserung digitaler Innovation im deutschen Gesundheitswesen. In dem vorgelegten 
Entwurf eines Gesetzes für Daten und digitale Innovation im Gesundheitswesen sieht 
sie einen weiteren wichtigen Schritt zur maßgeblichen Verbesserung der Digitalisierung 
und Datennutzung, was es der Wissenschaft ermöglichen wird, zur Stärkung des 
Gesundheitssystems und der Gesundheitsversorgung beizutragen. 

Die dggö verfügt seit 2010 über einen Ausschuss „Gesundheitswirtschaft und E-Health“, 
der die Themen der E-Health-Ökonomie vertiefend bespricht. 

Wir begrüßen, dass 

• mehr strukturierte Inhalte in die ePA einfließen sollen: Beispiele wie die digitale 
Impfübersicht, die Medikationsplan-Aktualisierung durch Apotheken und die 
elektronische Patientenkurzakte (ePKA) setzen auf definierte Datenschemata, die 
eine genaue Datenanalyse für Versorgung, Forschung und Controlling 
ermöglichen. 

• die ePA endlich eine Workflow-Integration erhält: Beispiele wie die 
Ersteinschätzung, die Terminbuchung und die eÜberweisung sind wesentliche 
Prozessschritte, die über die ePA-App orchestriert werden können; gerade die 
digitale automatisierte Terminvermittlung stract für Patientinnen und Patienten 
den Behandlungsprozess. 
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• mehr Datenflüsse aus der ePA heraus erfolgen können: Über das FDZ Gesundheit 
und die EHDS-Kontaktstelle wird die ePA explizit als Datenquelle für 
Sekundärnutzung adressiert, was wir als Gesundheitsökonominnen und 
Gesundheitsökonomen, Forschende, aber auch als Patientinnen und Patienten 
sehr begrüßen.  

Im aktuellen Diskurs zur Digitalisierung im Gesundheitswesen verschiebt sich der Fokus 
zunehmend in Richtung Datennutzung, während die konkreten Anforderungen des 
Versorgungsalltags vergleichsweise wenig Beachtung finden. Für zahlreiche 
Berufsgruppen – insbesondere in Pflege, Rehabilitation und Heilmittelversorgung – 
besteht jedoch ein vordringlicher Bedarf darin, den Arbeitsalltag spürbar zu verbessern 
und dokumentationsbedingte Belastungen zu reduzieren. Digitale Lösungen sollten 
daher primär darauf ausgerichtet sein, Prozesse zu vereinfachen, Zeit für die direkte 
Patientenversorgung zu schacen und die interprofessionelle und intersektorale 
Zusammenarbeit praktikabel zu unterstützen. 

Im Kontext der Datennutzung durch Krankenkassen stellt sich zudem die Frage nach der 
Zielrichtung und der Zugänglichkeit der Daten. Krankenkassen verfolgen neben 
versorgungsbezogenen auch wirtschaftliche Interessen. Vor diesem Hintergrund sollte 
geprüft werden, inwiefern Gesundheitsdaten einer breiten, unabhängigen 
Forschungscommunity zugänglich gemacht werden können – möglichst 
niedrigschwellig, transparent und kostenfrei –, um Innovation, Evidenzgenerierung und 
Gemeinwohlorientierung zu fördern. 

Auch bei der Förderung digitaler Innovationen zeigt sich derzeit eine 
Schwerpunktsetzung auf Datenräume, Reallabore der Krankenkassen, das 
Forschungsdatenzentrum sowie Mehrwertanwendungen rund um die elektronische 
Patientenakte.  

Demgegenüber erhalten konkrete Versorgungsinnovationen bislang zu wenig 
Aufmerksamkeit. Dazu zählen insbesondere interprofessionelle digitale 
Versorgungspfade, teletherapeutische Modelle, hybride Nachsorgekonzepte, digitale 
Lösungen in der Hilfsmittelversorgung, präventive Ansätze in Lebenswelten, digitale 
Instrumente zur Teilhabeplanung sowie sektorenübergreifende Dokumentationsansätze. 
Eine stärkere Priorisierung dieser anwendungsnahen Innovationen ist notwendig, um die 
Digitalisierung im Gesundheitswesen wirksam im Versorgungsalltag zu verankern. 

Generell muss der nun eingeschlagene Weg weiter gegangen werden. Insbesondere 
muss erkannt werden, dass digitale IT-Systeme, seien es die Primärsysteme in 
Arztpraxen (APIS/PVS), die Krankenhausinformationssysteme (KIS), die 
Reha-Informationssysteme (Reha-IS), die pflegespezifische Branchensysteme oder 
auch die Digitalen Gesundheitsanwendungen (DiGA) wie auch die Digitalen 
Pflegeanwendungen (DiPA) immer einen Mehrwert bieten können: sie erzeugen wichtige 
Daten, die für weitere Zwecke – wie z.B. die Forschung – datenschutzkonform verwendet 
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werden können. Ziel der künftigen Gesetzgebung muss es auch sein, diese Daten 
technisch strukturiert, semantisch annotiert und damit interoperabel wie auch 
datenschutzkonform verfügbar zu machen. 

Im Zuge der zukünftigen europäischen Dimensionen im EHDS müssen die ePA-MIOs 
internationalisiert, Reallabore gefördert und das EHDS-Regime gezielt für 
interprofessionelle Versorgungspfade, Teletherapie und sektorenübergreifende 
Dokumentation konditioniert werden z.B. durch spezifische Fördertatbestände und 
Pflichtanforderungen an Primärsysteme. 

Für die zukünftige Gesetzesänderungen fordern wir aus Sicht der dggö ferner zu 
berücksichtigen: 

- Eine weitere Förderung der Gesundheitsökonomischen Forschung 
- Eine weitere Förderung der Versorgungsforschung 

Dies kann sinnvoll durch die Schacung weiterer und insbesondere vereinfachter 
Nutzungsmöglichkeiten von Primärdaten (z.B. in Verknüpfung mit Sekundärdaten wie 
über das FDZ Gesundheit) und anderen Forschungsdaten auf Basis von strukturierten 
Daten aus elektronischen Quellen und elektronischen Archiven geschehen. 

 

Essen, 18.05.2026 

Vorstand der dggö:  

Prof. Dr. Juliane Köberlein-Neu 

Prof. Dr. Leonie Sundmacher 

Prof. Dr. Lars Schwettmann 

 

Rückfragen: vorstand@dggoe.de 

  

Fachlich federführend: 

dggö Ausschuss „Gesundheitswirtschaft und E-Health“ 

Dr. Linda Kerkemyer, Vorsitzende 

Prof. Dr. Cordula Kreuzenbeck, 2. Vorsitzende 

Prof. Dr. Thomas Lux, Ausschuss-Vorsitzender 2020 bis 2024 

Dr. Stefan Müller-Mielitz, ehrenamtlicher Geschäftsführer des Ausschusses 


